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Steuerliches Investitionssofort-
programm verabschiedet

Der Bundesrat hat am 11.7.2025 dem 
„Gesetz für ein steuerliches Investi-
tionssofortprogramm zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland“ 
zugestimmt, welches inzwischen auch 
im Bundesgesetzblatt verkündet wurde. 
Damit können die in der letzten Ausgabe 
dieser Mandanten-Information genann-
ten Regelungen in Kraft treten. Nähere 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte der 
August-Ausgabe.

BMF u. a. zur Verkürzung 
der Aufbewahrungsfrist für 
Rechnungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
zu zwei Änderungen des Umsatzsteuer-

gesetzes, die im Jahr 2024 verabschiedet 
worden sind, Stellung genommen. Zum 
einen geht es um die Verkürzung der 
Aufbewahrungsfrist für Rechnungen (s. 
hierzu unsere Mandanten-Information 
Januar 2025), zum anderen geht es um die 
Umsatzsteuerschuld eines nichtunterneh-
merisch tätigen Gutschriftempfängers, 
der einer Gutschrift, in der zu Unrecht 
Umsatzsteuer ausgewiesen wird, nicht 
unverzüglich widerspricht.

Hintergrund: Im Jahr 2024 sind zwei 
Gesetze verabschiedet worden, die zu 
verschiedenen Änderungen des Umsatz-
steuergesetzes geführt haben. Das BMF 
greift nun zwei dieser Änderungen auf 
und erläutert diese. Zugleich ändert das 
BMF die Verwaltungsvorschriften, die für 
die Finanzämter verbindlich sind (nicht 
aber für die Finanzgerichte).

Inhalt des aktuellen BMF-Schreibens:

1. Verkürzung der umsatzsteuerlichen 
Aufbewahrungsfrist für Rechnungen

	+ Die bisherige zehnjährige Aufbewah-
rungsfrist für Rechnungen ist mit Wir-
kung vom 1.1.2025 auf acht Jahre verkürzt 
worden.

	+ Die Verkürzung gilt für alle Rech-
nungen, deren Aufbewahrungsfrist am 
31.12.2024 noch nicht abgelaufen war. 
Damit brauchen nach der neuen Rechtsla-
ge regelmäßig Rechnungen, die vor dem 
1.1.2017 ausgestellt worden sind, nicht 
mehr aufbewahrt zu werden. 

Hinweis: Eine Ausnahme gilt für Ban-
ken und Versicherungen; für sie gilt die 
Neuregelung erst für Rechnungen, deren 
Aufbewahrungsfrist am 1.1.2026 noch 
nicht abgelaufen ist.
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	+ Trotz der Verkürzung der Aufbewah-
rungsfrist läuft die Aufbewahrungsfrist 
jedoch nicht ab, soweit und solange die 
Rechnungen noch für Steuern bedeutsam 
sind, für die die Festsetzungsfrist noch 
nicht abgelaufen ist.

	+ Die allgemeine Aufbewahrungspflicht 
für umsatzsteuerliche Aufzeichnungen, 
die zehn Jahre beträgt, ist nicht verkürzt 
worden. Dies gilt insbesondere für die 
Aufzeichnungen der Entgelte, der Bemes-
sungsgrundlage und der angewandten 
Umsatzsteuersätze. 

2. Neuregelung für Gutschriften an 
nicht unternehmerisch tätige Gut-
schriftempfänger

	+ Wer unrichtig oder unberechtigt Um-
satzsteuer in einer Rechnung ausweist, 
muss diese nach dem Gesetz an das 
Finanzamt abführen. Im Jahr 2024 wurde 
das Gesetz nun auf den Fall erstreckt, 
dass Umsatzsteuer in einer Gutschrift des 
Leistungsempfängers an einen nicht-
unternehmerisch tätigen Gutschrifte-
nempfänger ausgewiesen wird und der 
Empfänger der Gutschrift nicht unverzüg-
lich widerspricht; der Gutschriftempfän-
ger muss dann die Umsatzsteuer an das 
Finanzamt abführen. Die Neuregelung 
gilt ab dem 6.12.2024. 

Hinweis: Bei der Gutschrift handelt es 
sich also nicht um einen Rabatt oder um 
ein Rechnungsstorno, sondern quasi um 
eine umgekehrte Rechnung, bei der der 
Leistungsempfänger über die Leistung 
durch Gutschrift abrechnet und den Gut-

schriftbetrag dem Gutschriftenempfänger 
überweist.

	+ Mit einem nichtunternehmerisch 
tätigen Gutschriftenempfänger ist ein 
Nichtunternehmer gemeint sowie ein 
Unternehmer, der die in der Gutschrift ge-
nannte Leistung gar nicht ausgeführt hat.

	+ Weitere Voraussetzung der Neurege-
lung ist, dass die Gutschrift auf einer 
vorherigen Vereinbarung beruht, dass 
eine Gutschrift erstellt wird, und dass 
der Gutschriftempfänger der fehlerhaften 
Gutschrift nicht unverzüglich wider-
spricht.

	+ Durch einen unverzüglichen Wider-
spruch kann der Gutschriftempfänger 
also die Rechtsfolge vermeiden, dass 
er die Umsatzsteuer an das Finanzamt 
abführen muss. Der Gutschriftaussteller 
hat aufgrund des unverzüglichen Wider-
spruchs schon dem Grunde nach keinen 
Vorsteueranspruch. 

Hinweis: Die Neuregelung ist erforder-
lich geworden, weil der Bundesfinanzhof 
(BFH) fehlerhafte Gutschriften nicht als 
fehlerhafte Rechnungen angesehen hat. 
Daher musste zwar bislang der Aus-
steller einer Rechnung, der unberechtigt 
Umsatzsteuer ausweist, diese Umsatz-
steuer an das Finanzamt abführen, nicht 
aber der Gutschriftempfänger, der eine 
Gutschrift erhält, in der Umsatzsteuer 
gesondert ausgewiesen wird, obwohl der 
Gutschriftempfänger kein Unternehmer 
ist oder aber die genannte Leistung gar 
nicht erbracht hat.

Aktivierung von Provi-
sionsansprüchen eines 
Versicherungsvertreters

Ein bilanzierender Versicherungsvertre-
ter muss den Provisionsanspruch, den er 
aufgrund der Vermittlung einer Versiche-
rung vom Versicherungsunternehmen 
erhält, aktivieren, sobald der Anspruch 
nach dem Provisionsvertrag zivilrechtlich 
entstanden ist. Vereinbart werden kann 
z. B., dass der Anspruch bereits mit der 
Vermittlung des Versicherungsvertrags 
oder aber erst nach der Zahlung einer 
bestimmten Anzahl von Versicherungs-
prämien durch den Versicherungsnehmer 
entsteht.

Hintergrund: Ist ein Versicherungsver-
treter selbständig tätig, ist er Handels-
vertreter. Er kann seinen Gewinn durch 
Bilanzierung oder aber durch Einnah-
men-Überschussrechnung ermitteln. Bei 
der Bilanzierung muss er entstandene 
Provisionsansprüche gewinnerhöhend 
aktivieren, während es bei der Ein-
nahmen-Überschussrechnung auf den 
Zufluss der Provision ankommt. 

Sachverhalt: Der Kläger war selbständi-
ger Versicherungsvertreter, der für das 
Versicherungsunternehmen U Versiche-
rungen vermittelte. Er ermittelte seinen 
Gewinn durch Bilanzierung. Der Inhalt 
des Provisionsvertrags ist von der Vor-
instanz nicht festgestellt worden. Das 
Finanzamt war der Auffassung, dass der 
Kläger zum 31.12.2008 und zum 31.12.2010 
Provisionen in Höhe von ca. 70.000 € und 
in Höhe von ca. 32.000 €, die U in einer 
sog. Jahresabrechnung als „Soll-Rück-
stellung“ ausgewiesen hatte, aktivieren 
müsse. Hiergegen wehrte sich der Kläger. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof 
(BFH) verwies die Sache zur weiteren 
Sachverhaltsaufklärung an das Finanz-
gericht (FG) zurück: 

	+ Forderungen sind zu aktivieren, wenn 
sie realisiert sind. Eine Realisierung ist zu 
bejahen, wenn die Forderung entweder 
rechtlich entstanden ist oder wenn die 
für die Entstehung wesentlichen wirt-
schaftlichen Ursachen im abgelaufenen 
Geschäftsjahr gesetzt worden sind und 
der Steuerpflichtige mit der künftigen 
Entstehung der Forderung fest rechnen 
kann.

	+ Ein Versicherungsvertreter erlangt 
grundsätzlich einen Provisionsanspruch 
erst dann, wenn der Versicherungsneh-
mer die Versicherungsprämie gezahlt hat, 
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aus der sich die Provision nach dem Pro-
visionsvertrag berechnet. In diesem Fall 
kommt es darauf an, wie viele Prämien-
zahlungen der Versicherungsnehmer leis-
ten muss, damit der Provisionsanspruch 
entsteht.

	+ Sollte die Provision nach dem Provisi-
onsvertrag also erst mit der vollständigen 
Zahlung der ersten Jahresprämie durch 
den Versicherungsnehmer entstehen und 
muss der Versicherungsnehmer nach dem 
Versicherungsvertrag die Versicherungs-
prämien monatlich zahlen, entsteht der 
Provisionsanspruch erst nach Zahlung 
der letzten Monatsrate durch den Ver-
sicherungsnehmer für das erste Versiche-
rungsjahr.

	+ Zahlt U als Versicherungsunterneh-
men allerdings schon vor der Entstehung 
des Anspruchs die Provision an den 
Versicherungsvertreter, handelt es sich 
um einen Provisionsvorschuss. Dieser 
Provisionsvorschuss erhöht noch nicht 
den Gewinn, sondern ist als erhaltene 
Anzahlung gewinnneutral zu passivie-
ren.

	+ Vereinbaren das Versicherungsunter-
nehmen und der Versicherungsvertreter 
hingegen, dass der Provisionsanspruch 
bereits mit der Vermittlung des Versiche-
rungsvertrags entsteht, ist der Provisions-
anspruch bereits in diesem Zeitpunkt zu 
aktivieren.

	+ Im Streitfall lässt sich nicht prüfen, ob 
und ggf. wann die Provisionsansprüche 
des Klägers entstanden sind, weil das FG 

den Inhalt des Provisionsvertrags nicht 
festgestellt hat. Daher muss das FG nun 
den Sachverhalt weiter aufklären und 
prüfen, wann die Provisionsansprüche 
nach der getroffenen Provisionsvereinba-
rung entstanden sind.  

Hinweise: Für die Frage der Aktivierung 
kommt es auf die Fälligkeit der Provision 
nicht an. Entscheidend ist also allein die 
Entstehung des Provisionsanspruchs. 

Ist der Provisionsanspruch entstanden, 
muss er aktiviert werden. Es kann aller-
dings sein, dass der Versicherungsver-
treter gemäß der Provisionsvereinbarung 
noch ein Storno-risiko hat. Dies ist der 
Fall, wenn die – bereits entstandene 
– Provision ganz oder teilweise zurück-
zuzahlen ist, wenn der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums kündigt. Besteht 
ein solches Stornorisiko, kann es geboten 
sein, die Aktivierung des Provisions-
anspruchs mit einem niedrigeren Wert 
vorzunehmen, so dass eine vollständige 
Gewinnrealisierung erst mit dem Ablauf 
des Stornozeitraums eintritt. Alternativ 
kann eine Rückstellung für Stornorisiken 
gewinnmindernd passiviert werden.

 

Mietpreisbremse verlängert

Der Bundesrat hat am 11.7.2025 die Ver-
längerung der Mietpreisbremse gebil-
ligt. Das der Mietpreisbremse zugrunde 
liegende Gesetz wurde inzwischen im 
Bundesgesetzblatt verkündet, sodass 
die Mietpreisbremse bis zum 31.12.2029 
weiterläuft.

Hintergrund: Im Kern regelt die Miet-
preisbremse, dass die Miete bei der Neu- 
und Wiedervermietung die ortsübliche 
Vergleichsmiete um höchstens zehn 
Prozent übersteigen darf. Dies gilt nur für 
Gebiete mit angespannten Wohnungs-
märkten. Dazu zählen Regionen, in 
denen die Mieten deutlich stärker steigen 
als im Bundesdurchschnitt oder in denen 
die Bevölkerung besonders stark wächst, 
ohne dass der Wohnungsneubau damit 
Schritt hält. Welche Gebiete dazu gehö-
ren, legen die jeweiligen Landesregierun-
gen fest.

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes:

	+ Die seit 2015 geltende Mietpreisbremse 
läuft nun bis zum 31.12.2029 weiter. Ohne 
die Neuregelung wäre sie zum 31.12.2025 
ausgelaufen.

	+ Bisher konnte ein Gebiet nur für die 
Dauer von fünf Jahren zum angespannten 
Wohnungsmarkt erklärt werden – diese 
zeitliche Einschränkung ist nun entfal-
len. 

Hinweis: Die Verlängerung der Mietpreis-
bremse wird mit dem weiter angespann-
ten Mietwohnungsmarkt in Ballungszent-
ren begründet. Wäre die Mietpreisbremse 
zum Ende des Jahres ausgelaufen, könnte 
dies der Gesetzesbegründung zufolge 
zusammen mit den steigenden Ener-
giekosten und den anderweitig hohen 
Preisen dazu führen, dass Menschen mit 
niedrigem, aber auch durchschnittlichem 
Einkommen – insbesondere Familien 
mit Kindern – aus ihren angestammten 
Wohnvierteln verdrängt würden.

VERMIETER
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Schädliche Verwendung eines 
Altersvorsorgevertrags

Die Verwendung des Kapitals aus einem 
Altersvorsorgevertrag vor Beginn der 
Auszahlungsphase ist nicht begünstigt, 
wenn mit dem Kapital ein Immobiliendar-
lehen des Ehegatten getilgt werden soll. 
Dies gilt auch dann, wenn das Immobi-
liendarlehen des Ehegatten zur Finan-
zierung des von beiden Ehegatten selbst 
genutzten Familienheims aufgenommen 
worden war.

Hintergrund: Der Gesetzgeber fördert den 
Aufbau eines kapitalgedeckten (priva-
ten) Altersvorsorgevermögens, z. B. in 
Gestalt der sog. Riester-Rente. Bis zum 
Beginn der Auszahlungsphase darf das 
bis dahin angesparte Kapital aber nur 
unter bestimmten Voraussetzungen und 
nur für bestimmte Zwecke verwendet 
werden, z. B. unmittelbar für die An-
schaffung oder Herstellung einer Woh-
nung oder zur Tilgung eines zu diesem 
Zweck aufgenommenen Darlehens (sog. 
Wohn-Riester).

Sachverhalt: Die Klägerin lebte mit 
ihrem Ehemann in einem Einfamilien-
haus, das ihnen zu jeweils 50 % gehörte. 
Die Immobilie war mit einem Darlehen 
finanziert worden, das der Ehemann 1998 
aufgenommen hatte. Die Klägerin hatte 
sich für das Darlehen verbürgt, war je-
doch selbst nicht Darlehensnehmerin. Die 
Klägerin hatte einen sog. Riester-Vertrag 

abgeschlossen und beantragte im Jahr 
2020 die Entnahme von Kapital aus ihrem 
Riester-Vertrag zur Tilgung des vom Ehe-
mann aufgenommenen Immobilien-Dar-
lehens. Diesen Antrag lehnte die Zentrale 
Zulagenstelle für Altersvermögen ab.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
wies die hiergegen gerichtete Klage ab:

	+ Die Voraussetzungen für eine Entnah-
me von Kapital aus dem Riester-Vertrag 
vor Beginn der Auszahlungsphase lagen 
nicht vor. Denn die Klägerin wollte nicht 
ein eigenes Darlehen tilgen, sondern das 
Darlehen ihres Ehemannes. Zulässig ist 
jedoch nur die Entnahme von Kapital zur 
Tilgung eines eigenen Darlehens oder 
aber für die Anschaffung oder Herstel-
lung einer Wohnung.

	+ Zwar ist der Gesetzeswortlaut nicht 
eindeutig, weil das Gesetz nur von der 
Tilgung eines Darlehens spricht, nicht 
aber ausdrücklich verlangt, dass der 
Zulagenberechtigte das Darlehen selbst 
aufgenommen hat.

	+ Im Bereich der Altersvorsorgezulage 
wird allerdings zwischen dem unmittel-
baren Zulagenberechtigten und dem 
mittelbaren Zulagenberechtigten unter-
schieden. Die Klägerin als unmittelbare 
Zulagenberechtigte darf das Kapital 
daher nur für ihre eigenen Zwecke ver-
wenden, nicht jedoch für Zwecke ihres 
Ehemannes, der nur mittelbar zulagen-
berechtigt ist. Jeder Ehegatte bleibt also 
allein Träger der Rechte und Pflichten, 
die sich aus seinem Altersvorsorgevertrag 
ergeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 

	+ Die Klägerin hätte daher das Kapital 
zwar entnehmen können, um ihr eigenes 
Darlehen zu tilgen. Jedoch durfte sie das 
Kapital nicht entnehmen, um damit das 
Darlehen ihres Ehemannes zu tilgen. 

Hinweise: Die vom Gesetzgeber einge-
räumte Möglichkeit, ein Darlehen abzu-
lösen, mit dem Wohneigentum finanziert 
wird, soll einen Beitrag zum „mietfreien 
Wohnen im Alter“ leisten. Dieser Zweck 
wird nach der aktuellen Entscheidung 
jedoch nur erreicht, wenn es sich um die 
Tilgung des eigenen Darlehens des Zu-
lagenberechtigten handelt. Die Entschul-
dung eines Dritten wird vom Gesetzes-
zweck nicht gedeckt. Dies gilt auch 
dann, wenn es sich um Ehegatten han-
delt, die einkommensteuerlich immerhin 
zusammenveranlagt werden.

Es genügte nicht, dass sich die Klägerin 
für das Darlehen ihres Ehemannes ver-
bürgt hatte. Denn trotz der Bürgschaft 
blieb das Darlehen eine Schuld des 
Ehemannes und stellte keine Darlehens-
schuld der Klägerin dar.

Die Klägerin wurde im Rahmen einer 
Anschlussfinanzierung im Mai 2021 als 
Darlehensnehmerin mit in die Darlehens-
verträge aufgenommen. Auch dies er-
möglichte keine unschädliche Entnahme 
des Kapitals. Denn die Anschlussfinan-
zierung diente nicht mehr unmittelbar 
der Anschaffung oder Herstellung einer 
begünstigten Wohnung. Ein persönliches 
und wirtschaftliches Interesse an der 
Tilgung des Darlehens des Ehemanns 
reicht für die Begünstigung nicht aus.

ALLE STEUERZAHLER
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Aufwendungen für 
Bestattungsvorsorge 
keine außergewöhnlichen 
Belastungen

Die Aufwendungen eines Steuerpflichti-
gen für seine eigene künftige Bestattung 
sind nicht als außergewöhnliche Belas-
tungen absetzbar. Denn es fehlt für den 
Abschluss eines sog. Bestattungsvor-
sorge-Treuhandvertrags an der Außerge-
wöhnlichkeit sowie an der Zwangsläufig-
keit der Aufwendungen.

Hintergrund: Außergewöhnliche Be-
lastungen sind Aufwendungen, die dem 
Steuerpflichtigen zwangsläufig entstehen. 
Typische Beispiele hierfür sind Krank-
heitskosten oder Wiederbeschaffungs-

kosten nach dem Untergang des Hausrats 
durch Feuer oder Hochwasser.

Sachverhalt: Der Kläger schloss im Jahr 
2019 einen Bestattungsvorsorge-Treu-
handvertrag ab und zahlte 6.500 € für 
seine künftige Bestattung. Er machte 
diesen Betrag als außergewöhnliche 
Belastungen in seiner Einkommensteuer-
erklärung 2019 geltend. Das Finanzamt 
erkannte die außergewöhnlichen Belas-
tungen nicht an.

Entscheidung: Das Finanzgericht  
Münster wies die Klage ab:

	+ Bei den Kosten für den Bestattungs-
vorsorge-Treuhandvertrag handelt es 
sich um Aufwendungen für die eigene 
Bestattung. Die Kosten für die eigene 
Bestattung sind jedoch weder außerge-
wöhnlich noch zwangsläufig.

	+ Aufwendungen für die eigene Be-
stattung sind nicht außergewöhnlich, da 
jeder Mensch eines Tages sterben wird 
und bestattet werden muss.

	+ Die Aufwendungen sind auch nicht 
zwangsläufig, da der Kläger sie freiwillig 
übernommen hat. Für diese Übernahme 

gibt es keine rechtliche, tatsächliche oder 
sittliche Pflicht. Insbesondere besteht 
keine sittliche Pflicht, seinen Erben die 
künftigen Bestattungskosten zu ersparen. 

Hinweise: Anders ist es, wenn der Steuer-
pflichtige die Bestattungskosten für 
einen Angehörigen übernehmen muss. 
Diese Aufwendungen sind regelmäßig 
als außergewöhnliche Belastungen 
absetzbar, wenn sie höher sind als der 
Nachlass, den der Steuerpflichtige von 
dem verstorbenen Angehörigen erhält. 
Leistungen aus einer Sterbegeldversiche-
rung oder aus einer Lebensversicherung, 
die dem Steuerpflichtigen außerhalb des 
Nachlasses zufließen, sind auf die als 
außergewöhnliche Belastung anzuerken-
nenden Kosten anzurechnen. Abzugs-
fähig sind nur solche Aufwendungen, die 
unmittelbar mit der eigentlichen Be-
stattung zusammenhängen. Nicht hierzu 
gehören Aufwendungen für Trauerklei-
dung, die Bewirtung von Trauergästen 
oder Reisekosten für die Teilnahme an 
der Bestattung.
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Wichtige Termine:  
Steuer und Sozialversicherung im September 2025

10.9.2025 
Umsatzsteuer; Lohnsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchenlohnsteuer;  
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchensteuer 
Zahlungsschonfrist bis zum 15.9.2025 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen 
per Scheck)

26.9.2025 
Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversi-
cherungsträger am 26.9.2025

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) 
bis zum 24.9.2025
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